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Anhebung des prozentuellen Kulturbudgetanteils am Landes-Gesamtbudget!

Dieser Kultur-Anteil unseres Budgets beträgt derzeit 1,7% und muss auf zumindest 2,5% angehoben werden, will die Steiermark dem selbst verliehenen Titel „Kulturland“ und Graz dem der „Kulturhauptstadt“ gerecht werden. Der Fokus der Budgeterhöhungen soll gemäß des im Juni beantragten KuFöG formulierten Schwerpunktes besonders auf den Förderung im Bereich der Weiterentwicklung der Gegenwartskunst und Gegenwartskultur liegen. Eine Erhöhung muss möglichst allen Kulturinstitutionen das Überleben ohne ständige Selbstausbeutung sichern. Es ist klar, dass auch die großen Kultureinrichtungen in Stadt Graz und Land Steiermark einen Mehrbedarf haben. Wir ersuchen jedoch dringend darauf zu achten, dass es hier zu keinen Unverhältnismäßigkeiten (exorbitante Förderungssummen für Großprojekte) in der Förderung kommt. Finanzielle Vergaben vorbei an sämtlichen beratenden Gremien, wie den Landeskulturbeirat sollen nicht mehr möglich sein! Sinnvoll ist es zudem, den Beirat mit Entscheidungskompetenzen auszustatten.

 

„ORF-Schilling“ – Zweckgebundene Verwendung für Kulturförderungsmaßnahmen 

Was die Erlöse aus dem „ORF-Schilling“ betrifft, soll deren Verwendung zweckgebunden für Kulturförderungsmaßnahmen erfolgen. Im Steiermärkischen Rundfunkabgabegesetz ist vorgesehen, dass vom Ertrag der Rundfunkabgabe 30% für Kulturförderungsmaßnahmen, 26% für Baumaßnahmen im Bereich der Landesmuseen, von Kultureinrichtungen sowie des Landesarchivs und 4% für Sportförderungsmaßnahmen zweckgewidmet sind, sowie 40% in das Budget fließen. Es entspricht nicht der Intention des Rundfunkabgabegesetzes, dass Erträge ohne Zweckwidmung ins Budget fließen. Daher wird vorgeschlagen, die Zweckbindung für Kulturförderungsmaßnahmen um 8% auf 38% zu erhöhen, was ca. 2 Mio. Euro ergibt, und davon 1 Million Euro für die Basisfinanzierung privater Kunst- und Kulturschaffender und 1 Million Euro zur Förderung besonders hervorstechender privater Kunst- und Kulturschaffender vorzusehen. 

 

Graz „post 2003“ – keine Einsparungen im Bereich der freien Kulturszene!
In der Stadt Graz sind Kürzungen für Kultureinrichtungen von 30% im Jahr 2005 und 25% im Jahr 2006 geplant. Das bedeutet insgesamt fast eine Halbierung der Fördermittel! Will die Stadt dem Titel „Kulturhauptstadt“ gerecht werden soll statt bei Kulturförderungsmaßnahmen einzusparen, das Budget für die freie Szene angehoben werden. Notwendig ist, dass diese Förderungen direkt den Kulturinstitutionen zugute kommen und nicht als angebliche Kulturförderung in Marketingmaßnahmen fließen.

Zudem ist bei einer Kürzung von Kleinbeträgen sicher kein Spareffekt zu erzielen; diese Kürzungen haben den schalen Beigeschmack einer – wenn auch nicht gewollten – Disziplinierungsmaßnahme. Eine derart restriktive Budgetpolitik, wie sie zuletzt in Folge der laufenden Evaluierung in Graz praktiziert wurde, demotiviert KünstlerInnen, Kulturschaffende und auch KulturvermittlerInnen und ist nicht sinnvoll

 

Anhebung des Budgets für mittelfristige Förderungen und Ende einer Verwaltung der Stagnation
Was die "mittelfristigen Fördervereinbarungen" betrifft, so läuft die Absicht der Kulturpolitik, bei den "mittelfristigen Förderverträgen" die Förderbeiträge von 2003 automatisch fortzuschreiben, dem Geist und der Intention einer mittelfristigen Förderung zuwider, zumal diese lineare Fortschreibung Stagnation auf zumindest drei Jahre bedeuteten. Ein angemessenes Kulturbudget hingegen gewährleistet Verbindlichkeit, Planungssicherheit und Bestandssicherung für laufende und neue Projekte. Mit den FördernehmerInnen sollen fixe Auszahlungstermine vereinbart werden!.

 

Stopp den Zentralisierungsbestrebungen im Bereich der Strukturen von Kulturinstitutionen
Zu beobachten ist die Tendenz, Kulturabteilungen personell zu „verschlanken“ und dafür Controlling- wie Marketingressorts auszubauen; zugleich müssen EntscheidungsträgerInnen zunehmend Kompetenzen an neu eingezogene Hierarchiebenen abgeben. Hier ist eine Trendumkehr notwendig. Die öffentlichen Kunst- und Kulturinstitutionen des Landes sollen frei bleiben von politischen Einflussnahmen und gesellschaftlichen Zwängen. 

 

Wahrnehmung des Bildungs- und Kulturauftrags durch die Medien

Sowohl elektronische als auch Printmedien sollen nicht vergessen, in ihrer Berichterstattung auch den Programmen der weniger etablierten  und mittleren Institutionen entsprechend Platz einzuräumen. Der Kulturberichterstattung soll insgesamt soviel Raum zukommen, wie dem Sportteil. Im ORF, insbesondere dem ORF-Steiermark darf Kunst nicht zur Staffage von Events der Seitenblicke-Gesellschaft degradiert werden. 

 

Einrichtung einer amtlichen Stelle zur Antragsunterstützung für EU-Förderungen

Jährlich werden hohe Summen aus den EU-Kulturfördertöpfen nicht abgeholt, weil der Zugang für kleine und mittlere Einrichtungen unter den gegebenen Umständen nicht möglich ist. Notwendig sind – in Anbetracht der bürokratischen, sprachlichen und strukturkellen Anforderungen - kompetente BeamtInnen, die als Ansprechpersonen EU-FörderwerberInnen bei richtlinienkonformer Antragsstellung unterstützen. Diese Kompetenz kommt auch der Landesverwaltung intern zugute, um künftig Rückzahlungen an die EU zu vermeiden. 

 

Spielstätten und Atelierräume für KünstlerInnen aller Sparten
Für heimische wie ausländische (Gast-)KünstlerInnen sind vermehrt Proberäume, Studios, Ateliers etc. notwendig. Im städtischen als auch im ländlichen Raum existieren leerstehende Bauten. Diese vorhandene Substanz soll adaptiert werden und zu Bezirksbelebung führen. Allein auf Kultur-Neubauten zu setzen reicht nicht. Im ländlichen Raum sollen Artists-in-Residence-Orte, KünstlerInnen-Ansiedlungen eingerichtet werden.

 

Zweckentsprechende Verwendung der gesetzlich gewidmeten „Kunst am Bau“-Mittel

In den letzten Jahren wurde es verabsäumt, die gesetzlich vorgeschriebenen Bausummen für öffentliche Gebäude in Gegenwartskunst am Bau zu investieren. Wir fordern, dass dieser gesetzlich geregelten Kulturförderungsmaßnahme seitens der Baubehörden wieder die notwendige Aufmerksamkeit zukommt. Überdies soll ein Fonds eingerichtet werden, der von Förderern kritischer und innovativer Projekte und Kunstsponsoren gespeist wird, wozu diese seitens der Politik auf kreative Art animiert werden müssen.

